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Zusammenstellung der Feststellungen und Empfehlungen der gpaNRW zur überörtlichen Prüfung 2023/2024  

(Zeitraum 2017 – 2021) - Handlungsfelder 

 

 

Haushaltssteuerung 

 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

F1 Die Gemeinde Nottuln überträgt Er-
mächtigungen für investive Auszah-
lungen in nicht unbeachtlichem Um-
fang in Folgejahre. Sie nimmt diese 
im Vergleichsjahr 2022 jedoch nur zu 
weniger als einem Viertel in An-
spruch. Dies mindert die Transparenz 
und Aussagekraft der Haushaltspla-
nung. 

E1 Die Gemeinde Nottuln sollte nur Maßnah-
men in den Haushaltsplan aufnehmen, die 
die Anforderungen des § 13 KomHVO 
NRW erfüllen und deren Umsetzung im 
Planjahr realistisch möglich ist. 

Große Maßnahmen werden zukünftig ent-
sprechend § 13 KomHVO NRW eingeplant 
und gem. § 85 GO NRW mit VE versehen. 

F2 Die Gemeinde Nottuln hat bereits 
erste Regelungen zum Kreditmanage-
ment festgelegt. Ein verbindlicher 
strategischer Handlungsrahmen für 
das Kreditmanagement besteht noch 
nicht 

E2 Ergänzend zum bisherigen Grundsatzbe-
schluss durch den Rat und den Einzelrege-
lungen in der Dienstanweisung Finanzbuch-
haltung sollte die Gemeinde Nottuln weitere 
Regelungen und Verfahren zu ihrem Kredit-
management schriftlich fixieren. Strategi-
sche Vorgaben, Entscheidungsbefugnisse 
und Verfahrensvorgaben können beispiels-
weise in einer Richtlinie festgelegt werden. 

Die Gemeinde überarbeitet die bestehen-
den ersten Regelungen zum Kreditma-
nagement und prüft einen schriftlichen stra-
tegischen Handlungsrahmen. 
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Gremienarbeit 

 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

F1 Die Gemeinde Nottuln erfüllt die ge-
setzlichen Vorgaben zur Gremienar-
beit der GO NRW. Allerdings bildet 
die Gemeinde Nottuln bei der Anzahl 
von Anregungen und Beschwerden 
sowie bei den Anträgen von Fraktio-
nen in den letzten fünf Jahren im in-
terkommunalen Vergleich hohe Werte 
ab. 

E2 Die Gemeinde Nottuln sollte mit den Gremi-
envertretungen erörtern, wie der Umgang 
mit Anträgen sowie Anregungen und Be-
schwerden verbessert werden kann. Es bie-
tet sich an, einfache Anfragen oder Anlie-
gen telefonisch zu klären. Dies könnte zu 
einer Verringerung der Anträge sowie Anre-
gungen und Beschwerden führen und damit 
weniger Personalkapazitäten der Verwal-
tung binden. 

Die Gemeinde Nottuln sieht die hohe An-
zahl an Bürgeranregungen und -anträgen 
vor dem Hintergrund demokratischer Teil-
habe sehr positiv. Einfache Anregungen 
werden bereits jetzt telefonisch geklärt. 

F2 Die Gemeinde Nottuln führt keine re-
gelmäßige Bedarfsermittlungen zur 
Bestimmung der Höhe der Zuwen-
dungen für Fraktionen, Gruppen und 
Einzelratsmitglieder durch. 

E2 Die Gemeinde Nottuln sollte zeitnah, min-
destens einmal in einer Wahlperiode, eine 
erneute Bedarfsermittlung zur Höhe der Zu-
wendungen an Fraktionen, Gruppen und 
Einzelratsmitglieder durchführen und sich 
dabei an den gesetzlichen Mindeststan-
dards zur sachlichen und finanziellen Aus-
stattung orientieren. 

Die Zuwendungen an Fraktionen, Gruppen 
und Einzelratsmitglieder werden mit Ände-
rung der Entschädigungsverordnung Nord-
rhein-Westfalen regelmäßig angepasst. 
Der Verdienstausfall wurde nach vielen 
Jahren an den Mindestlohn (aktuell 12,41 
€) angepasst und zukünftig regelmäßig 
überprüft. Regelmäßig zu Beginn einer 
neuen Wahlperiode werden darüber hinaus 
die Zuwendungen grundsätzlich geprüft. 

F3 Die Gemeinde Nottuln hat bisher 
noch keine Vorkehrungen getroffen, 
um digitale oder hybride Sitzungen im 
Krisenfall durchzuführen. 

E3 Um ihre Handlungsfähigkeit auch in Krisen-
zeiten oder kritischen Notlagen sicherstel-
len zu können, sollte sich die Gemeinde 
Nottuln mit den technischen und formalen 
Voraussetzungen zur Durchführung von di-
gitalen und hybriden Gremiensitzungen be-
fassen. 

Die Erfüllung der Voraussetzungen für digi-
tale und hybride Sitzungen ist ein laufender 
Prozess, der spätestens mit Bericht der 
Verwaltung in der Ratssitzung am 
12.12.2023 begonnen wurde. Zu berück-
sichtigen ist hier auch der beabsichtigte 
Umbau des Ratssaales. 
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Vergabewesen 

 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

F1 Die Gemeinde Nottuln hat keine ei-
gene zentrale Vergabestelle einge-
richtet. Für die Durchführung ihrer 
Vergabeverfahren arbeitet sie mit der 
zentralen Vergabestelle Lüdinghau-
sen zusammen. Ihre Vergabedienst-
anweisung aus dem Jahr 2021 ist er-
gänzungsbedürftig. Eine Vergabesoft-
ware setzt sie noch nicht ein. 

E1.1 Die Gemeinde Nottuln sollte in ihrer Verga-
bedienstanweisung die einzelnen Vergabe-
arten näher beschreiben. 

Die Gemeinde prüft die nähere Beschrei-
bung der einzelnen in der Dienstanweisung 
„Vergabe“ genannten Vergabearten. 

  E1.2 Die Gemeinde Nottuln sollte den Einsatz ei-
ner erweiterten Vergabesoftware zum 
schnelleren Austausch von Unterlagen, zur 
Dokumentation und zur rechtssicheren Ab-
wicklung von Vergabeverfahren prüfen. 

Die Vergaben werden mit der ZV LH be-
sprochen. Der Einsatz eine speziellen Ver-
gabesoftware ist derzeit nicht geplant. 

F2 Die Gemeinde Nottuln verfügt über 
eine Dienstanweisung zur Korrupti-
onsprävention aus dem Jahr 2015, 
diese entspricht nicht mehr dem aktu-
ellen Stand. Die besonders korrupti-
onsgefährdeten Bereiche hat sie noch 
nicht festgelegt. Eine Schwachstellen-
analyse unter Beteiligung der Be-
schäftigten ist noch nicht erfolgt. 

E2.1 Die Gemeinde Nottuln sollte ihre Dienstan-
weisung zur Korruptionsprävention überar-
beiten und aktualisieren. Dies könnte die 
Übersichtlichkeit der präventiven Schutz-
maßnahmen zur Korruptionsabwehr und 
die Regelungsdichte verbessern. 

Die Gemeinde prüft die Aktualisierung der 
DA aus dem Jahre 2015. 

  



Seite 4 von 8 
 

 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

  E2.2 Die Gemeinde Nottuln sollte die ange-
dachte Schwachstellenanalyse zeitnah 
durchführen und dabei ihre Bediensteten 
mit einbeziehen. Sie sollte die gewonnenen 
Erkenntnisse in ihre internen Regelungen 
zur Korruptionsprävention aufnehmen. Auf 
dieser Grundlage kann sie ihre korruptions-
gefährdeten und die besonders korruptions-
gefährdeten Bereiche festlegen. 

Die Schwachstellenanalyse ist zeitnah ein-
geplant. 

  E2.3 Die Gemeinde Nottuln sollte eine Beschäf-
tigte bzw. einen Beschäftigten benennen, 
die bzw. der sich der Einhaltung der Vorga-
ben des KorruptionsbG verantwortlich an-
nimmt. 

Die Gemeinde prüft die Benennung einer 
verantwortlichen Person. 

  E2.4 Die Gemeinde Nottuln sollte sicherstellen, 
dass die Vorgaben des Hinweisgeber-
schutzgesetzes zeitnah umgesetzt werden. 
Dazu gehört, ein Hinweisgebersystem zu 
implementieren sowie einen die Vertraulich-
keit garantierenden Workflow zum Umgang 
mit Hinweisen zu erarbeiten und verbindlich 
festzulegen 

Die Vorgaben dem Hinweisgeberschutzge-
setz entsprechend sind erarbeitet und wer-
den zeitnah umgesetzt. 

F3 Die Gemeinde Nottuln bearbeitet er-
forderliche Nachträge dezentral in 
den jeweiligen Fachbereichen. Eine 
systematische Auswertung und Doku-
mentation der Nachträge an zentraler 
Stelle erfolgen nicht. 

E3.1 Die Gemeinde Nottuln sollte zukünftig Auf-
tragsänderungen bzw. Nachträge - ab zu 
bestimmenden Wertgrenzen - durch die 
zentrale Vergabestelle Lüdinghausen be-
gleiten lassen. 

Die Gemeinde prüft die Einbeziehung der 
ZV LH bei Auftragsänderungen bzw. Nach-
träge ab einer bestimmten Wertgrenze. 
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 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

  E3.2 Mit der möglichst zentralen Abwicklung von 
Auftragsänderungen und Nachträgen 
könnte die Gemeinde Nottuln ein systemati-
sches Nachtragsmanagement aufbauen. 
Dazu gehört nach Ansicht der gpaNRW die 
Auswertung der Nachträge hinsichtlich Ur-
sache, Höhe und beteiligten Unternehmen. 

Die Gemeinde wird den Aufbau eines sys-
tematischen Nachtragsmanagements prü-
fen. 

F4 Die Gemeinde Nottuln dokumentiert 
den Vergabeprozess ausführlich und 
nachvollziehbar. Bei einzelnen Verga-
beschritten besteht Optimierungspo-
tenzial. Fehlende Regelungen führen 
bei der Behandlung von Auftragser-
weiterungen und Nachträgen zu 
Handlungsunsicherheiten. Die Nach-
tragsverfahren werden zum Teil un-
einheitlich geführt und Dokumentati-
onspflichten nicht beachtet. 

E4.1 Bei der Auftragsvergabe sollte die Ge-
meinde Nottuln zur Korruptionsprävention 
die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips be-
achten und Auftragsvergaben grundsätzlich 
von einer zweiten Person gegenzeichnen 
lassen. 

In der Regel werden Auftragsvergaben un-
ter der Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips 
durchgeführt. 

  E4.2 Die Gemeinde Nottuln sollte die vorge-
schriebenen Bekanntmachungspflichten be-
achten und die verbindlichen Vorgehens-
weisen in ihrer Dienstanweisung regeln. 

In der Regel werden die vorgeschriebenen 
Bekanntmachungspflichten beachtet. 

  E4.3 Bei notwendigen Auftragsänderungen bzw. 
-erweiterungen sollte die Gemeinde Nottuln 
stets begründen, dass die zusätzlichen 
Leistungen zum einwandfreien Erreichen 
des vertraglichen Leistungszieles erforder-
lich sind. Eine entsprechende Dokumenta-
tion in der Bauakte sorgt für mehr Transpa-
renz und stellt sicher, dass die Entschei-
dungskriterien auch zu einem späteren 
Zeitpunkt nachvollzogen werden können. 

In der Regel werden notwendige Auftrags-
änderungen oder –erweiterungen doku-
mentiert. 
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 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

  E4.4 Die Gemeinde Nottuln sollte Auftragsände-
rungen und -erweiterungen förmlich beauf-
tragen und eine entsprechende Regelung in 
ihre Dienstanweisung aufnehmen. 

In der Regel werden Auftragsänderungen 
und -erweiterungen förmlich beauftragt und 
entsprechend dokumentiert. Die Aufnahme 
einer solchen Regelung in die DA wir ge-
prüft. 

  E4.5 Die Gemeinde Nottuln sollte die Unterrich-
tung der unterlegenen Bietenden entspre-
chend den vergaberechtlichen Vorgaben 
durchführen. Dadurch werden die Unter-
nehmen, die für einen Zuschlag nicht in Be-
tracht kommen, davor geschützt, die not-
wendigen Kapazitäten für den jeweiligen 
Auftrag unnötig lange vorzuhalten. 

In der Regel werden unterlegene Bietende 
gem. der vergaberechtlichen Vorgaben be-
nachrichtigt. 
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Informationstechnik an Schulen 

 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

F1 Die Gemeinde Nottuln hat die Digitali-
sierung der Grundschulen effizient vo-
rangetrieben. Ein Medienentwick-
lungsplan (MEP) als fundierte Steue-
rungsgrundlage für die weitere Digita-
lisierung der Schulen gibt es jedoch 
nicht. 

E1.1 Die Gemeinde Nottuln sollte die weitere Di-
gitalisierung ihrer Schulen auf Basis eines 
Medienentwicklungsplanes vorantreiben, 
der auf aktuellen pädagogischen Medien-
konzepten der Schulen aufbaut. 

Die Gemeinde Nottuln führt ein technisch-
pädagogisches Medienkonzept. Auf Basis 
dessen wird gemeinsam mit den Schulen 
ein Medienentwicklungsplan ausgearbeitet 
und dieser fortlaufend weitergeführt. 

  E1.2 Die Gemeinde Nottuln sollte den gesamten 
Ausstattungsbestand sowie alle damit ein-
hergehenden Kosten vollständig, schul-
scharf an zentraler Stelle beispielsweise 
über eine Asset-Management-Software 
auswertbar machen. 

In der Gemeinde Nottuln werden die Kos-
ten sowie die Inventarisierung und Ausstat-
tung in drei unterschiedlichen Abteilungen 
und mit unterschiedlicher Software verwal-
tet. Die Ermittlung der Kosten pro Schule 
ist nicht besonders aufwendig. Eine Imple-
mentierung von einer Asset-Management-
Software würde den Kosten-Nutzen Faktor 
nicht erreichen. 

  E1.3 Die Gemeinde Nottuln sollte den Ausstat-
tungsprozess beschreiben und mit den 
Schulen verbindlich vereinbaren. 

Der Prozess der Bedarfsmeldung und Be-
schaffung für Schulträger und Schulleitung 
ist transparent und schriftlich durch die 
Haushaltsplanung verbindlich vereinbart. 
Aus hiesiger Sicht besteht kein Anpas-
sungsbedarf. 

F2 Bei der IT-Sicherheit der Schulen in 
der Gemeinde Nottuln bestehen Defi-
zite in fast allen geprüften Sicher-
heitsaspekten. 

E2 Die Gemeinde Nottuln sollte in Kooperation 
mit ihren Schulen ein IT-Sicherheitskonzept 
erstellen und daraus abgeleitete technische 
und organisatorische Maßnahmen konse-
quent umsetzen. 

Ein IT-Sicherheitskonzept ist bei der Ge-
meinde Nottuln in Arbeit und wird so bald 
wie möglich umgesetzt. 
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 Feststellung  Empfehlung Stellungnahme 

Ordnungsbehördliche Bestattungen 

F1 Die Gemeinde Nottuln setzt bei mögli-
chen Kostenerstattungsansprüchen 
gegenüber Verpflichteten noch keine 
Verwaltungsgebühren fest. Damit ver-
zichtet sie auf etwaige Einnahmen. 

E1 Die Gemeinde Nottuln sollte für die Bear-
beitung der ordnungsbehördlichen Bestat-
tungen im Rahmen einer Ersatzvornahme 
individuelle und angemessene Verwal-
tungsgebühren erheben. 

Individuelle und angemessene Verwal-
tungsgebühren werden zukünftig erhoben. 

F2 Die Gemeinde Nottuln hat bisher 
noch keine Standards und Abläufe 
der Aufgabenerfüllung für die ord-
nungsbehördlichen Bestattungen ver-
schriftlicht. Das erschwert eine ein-
heitliche und auch rechtssichere Be-
arbeitung. Hier sieht die gpaNRW Op-
timierungsbedarf. 

E2 Die Gemeinde Nottuln sollte das in der Pra-
xis erprobte Verfahren zur Bearbeitung ord-
nungsbehördlicher Bestattungen verschrift-
lichen und konkrete Handlungsanweisun-
gen festlegen. 

Handlungsanweisungen werden festgelegt 
und verschriftlicht. 

F3 Die Gemeinde Nottuln verbucht die 
Aufwendungen und Erträge, die im 
Zusammenhang mit den ordnungsbe-
hördlichen Bestattungen entstehen, 
nicht immer entsprechend den ge-
setzlichen Regelungen. 

E3 Die Gemeinde Nottuln sollte zukünftig alle 
Erträge und Aufwendungen ordnungsge-
mäß, vollständig und periodengerecht ver-
buchen. 

Dies wird zukünftig nach Einzelfallprüfung 
beachtet. 

 


